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Vor der Wahl im Irak: Zum  
schiitisch-sunnitischen Faktor 
 
 
Zum dritten Mal seit dem Sturz des re-

pressiven Regimes Saddam Husseins 

werden am 7. März 2010 nationale Par-

lamentswahlen im Irak abgehalten. 

Dieser generell positive Befund sollte 

jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass im irakischen  System viele prob-

lematische Entwicklungen zu verzeich-

nen sind, und dies nicht nur bei Sicher-

heitsfragen, sondern auch im politi-

schen Bereich. Während des Wahl-

kampfes wurde erneut deutlich, dass 

die tiefe Spaltung zwischen Sunniten 

und Schiiten immer noch ungelöst ist. 

 

Der Tod des im August 2009 an Lungen-

krebs verstorbenen Abdul Aziz al-Hakim hat 

ein Vakuum in der politischen Szene des 

Irak hinterlassen. Er war Vorsitzender der 

von den USA unterstützten schiitischen Par-

tei Islamischer Hoher Rat des Irak (ISCI), 

die der schiitischen Irakischen Nationalen 

Allianz (INA) angehört. Abdul Aziz al-Hakim 

war für die neue politische Rolle der Schiiten 

und die Etablierung der Regierung unter 

schiitischer Führung zentral, genoss die Un-

terstützung sowohl der USA als auch Irans, 

und unter seiner Führung bestand Hoffnung 

darauf, dass neue Standards für die inter-

ethnische und interreligiöse Zusammenar-

beit gesetzt würden. Obwohl er für seine 

Zusammenarbeit mit den USA und Iran in-

nenpolitisch kritisiert wurde, war er maß-

geblich am Wahlsieg der schiitisch geführten 

Vereinigten Irakischen Allianz, der Vorgän-

gerorganisation der INA, bei den Parla-

mentswahlen im Januar und Dezember 

2005 beteiligt.1 

 

Mit dem Tod von Abdul Aziz verbunden ist 

das Problem, anti-amerikanische Tendenzen 

einzudämmen, insbesondere in der Partei 

von Muqtada al-Sadr. Die Schwächung des 

ISCI könnte zu einer Stärkung radikaler 

                                                 
1 BBC, “Obituary: Abdul Aziz al-Hakim”, 
26.08.2009, 
http://news.bbc.co.uk/2/hi/8222560.stm 
(Zugriff: 27.02.2010). 

schiitischer Kräfte führen, während modera-

te politische Vorstellungen ins Hintertreffen 

geraten könnten. Noch ist es zu früh, um zu 

beurteilen, ob der nominelle Nachfolger des 

ISCI, Amma al-Hakim, der Sohn von Abdul 

Aziz, wirklich die Kontrolle über seine Orga-

nisation besitzt oder ob er Gefahr läuft, von 

Radikalen im ISCI dominiert zu werden. 

Sollte letztere Entwicklung eintreten, könnte 

dies auch die traditionelle Allianz zwischen 

den sunnitischen Kurden und den Schiiten 

schwächen. Diese ist auf die historische 

Entscheidung Ayatollah Muhsin al-Hakims, 

des Vaters von Abdul Aziz, zurückzuführen, 

der den Schiiten per religiösem Dekret die 

Teilnahme am Krieg gegen die Kurden im 

Jahr 1965 verbot.2 Allerdings deuten Ge-

spräche Ammar al-Hakims vom Januar dar-

auf hin, dass er auch weiterhin auf die Un-

terstützung des kurdischen Präsidenten Ma-

sud Barzani hoffen kann.3 

 

Die schiitischen muslimischen Parteien des 

Irak haben sich in Form der INA zu einer 

Allianz vereinigt, der u.a. die zersplitterte 

ISCI, Anhänger des anti-amerikanischen 

Politikers Muqtada al-Sadr, Führer der Mah-

di-Miliz, sowie der Irakische Nationalkon-

gress von Ahmad Chalabi angehören.4 Aller-

dings hat sich die Dawa-Partei von Minister-

präsident Nouri al-Maliki vom Bündnis dis-

tanziert. Freilich ist die Koalition nicht auf 

schiitische Parteien beschränkt: Dem Block 

gehören auch eine kleine Zahl sunnitischer 

Gruppierungen aus der westlichen Provinz 

                                                 
2 Hayder Al Khoei, “Natural Alliance”, Kur-
dish Herald, Bd.. 1. Nr. 2, Juni 2009, 
http://www.kurdishherald.com/issue/002/ar
ticle06.php (Zugriff: 27.02.2010). 
3 Kovan Selim, “Possible Shia-Kurdish Alli-
ance in upcoming Iraqi elections”, 
http://rudaw.net/details.aspx?lang=English
&page=articles&c=home&id=16029 
(Zugriff: 27.02.2010). 
4 Al Jazeera English, “Iraqi Shi’as form new 
alliance”, 
http://www.cfr.org/publication/10903/ 
(Zugriff: 03.12.2009). 
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Anbar an (die während der US-Invasion eine 

zentrale Rolle spielten). 

Als Hauptstreitpunkt, der zur Verzögerung 

des Wahltermins führte, stellte sich das 

Wahlgesetz heraus, welches zum Vehikel 

religiöser und ethnischer Kämpfe innerhalb 

des irakischen Parlaments werden sollte. 

Während schiitische und kurdische Parteien 

die Anzahl sunnitischer Parlamentssitze zu 

verringern suchten, strebten die Sunniten 

eine stärkere Repräsentanz von (vorwie-

gend sunnitischen) Irakern an, die aufgrund 

des Krieges und seiner Folgen aus dem Irak 

geflohen waren. Das viel diskutierte Wahl-

gesetz wurde im November 2009 vom Par-

lament verabschiedet. Allerdings erhob der 

sunnitische Vizepräsident Tariq al-Hashemi 

am 18. November Einspruch gegen das Ge-

setz, wodurch das Parlament unter Druck 

geriet, rasch zu einer Einigung zu gelangen, 

um die verfassungsgemäße Frist für die 

Wahlen einzuhalten. Al-Hashemi, der die 

Sitze für Minderheiten wie zum Beispiel 

Christen und Iraker in der Diaspora im Par-

lament von fünf auf fünfzehn Prozent erhö-

hen wollte,5 begründete sein Veto mit der 

Besorgnis, dass Iraker in der Diaspora im 

politischen System des Irak unterrepräsen-

tiert seien.6 Schiiten und Kurden nahmen 

diese Position angesichts der Privilegierung 

der sunnitischen Minderheit während der 

autoritären Herrschaft Saddam Husseins 

indes mit Besorgnis wahr. 

 

Im Mai 2008 hatte die irakische Regierung 

einen Zensus vorgeschlagen, der Ende 2009 

– und damit rechzeitig vor der Wahl 2010 – 

abgehalten werden sollte. Diese Volkszäh-

lung sollte laut Planungsminister Ali Baban 

alle notwendigen Informationen zur Fest-

stellung der Wahlberechtigung beschaffen.7 

Die Volkszählung hätte es zudem ermög-

licht, die pro Provinz zu vergebenden Par-

                                                 
5 Richard Spencer, “Iraq election plan ve-
toed by Vice-President Tariq al-Hashemi”, 
Telegraph, 18.11.2009, 
http://www.telegraph.co.uk/news/worldnew
s/middleeast/iraq/6599026/Iraq-election-
plan-vetoed-by-Vice-President-Tariq-al-
Hashemi.html, (Zugriff: 27.02.2010). 
6 Michael Christie, “Analysis—Iraq election 
Chaos exposes sectarian divide”, Reuters, 
25.11.2009, 
http://www.reuters.com/article/idUSGEE5A
N16U, (Zugriff: 27.02.2010). 
7 Wisam Mohammed, “Iraq to hold national 
census in 2009—minister”, Reuters, 
28.05.2009, 
http://www.reuters.com/article/idUSL28863
809, (Zugriff: 27.02.2010). 

lamentssitze in Abhängigkeit von ihrer Be-

völkerungsanzahl zu ermitteln. Allerdings 

wurden die Pläne für eine Volkszählung im 

August 2009 auf unbestimmte Zeit verscho-

ben, da befürchtet wurde, dass es als deren 

Ergebnis zwischen Arabern und Kurden zu 

Unruhen kommen könnte, insbesondere in 

den umstrittenen Gebieten im Norden und 

hier insbesondere in der erdölreichen Regi-

on Kirkuk.8 Gleichwohl fand ersatzweise ei-

ne Zählung statt, die auf früheren Befra-

gungen – der letzte Zensus war 1997 

durchgeführt worden – und Schätzungen 

des Bevölkerungswachstums in den jeweili-

gen Gebieten beruhte. Die kurdischen Pro-

vinzen monierten daraufhin, eine zu geringe 

Anzahl von Sitzen zugewiesen bekommen 

zu haben, während ihre sunnitischen Kont-

rahenten eine erhebliche Sitzerhöhung für 

die Wahl 2010 erhielten. Beispielsweise be-

kam die kurdische Provinz Sulaymaniya kei-

nen neuen Sitz, wohingegen die sunnitische 

Provinz Nineveh ihren Anteil von 19 Sitzen 

im Jahre 2005 auf 31 für die Wahlen im 

Jahre 2010 fast verdoppelte.9 

 

Die interethnischen Auseinandersetzungen 

und konfessionellen Machtkämpfe um das 

Wahlgesetz konnten dank Zugeständnissen 

von kurdischer Seite, die auf Intervention 

der USA zustande kamen, schließlich kurz 

vor Ablauf der Frist am 6. Dezember 2009 

beigelegt werden. Die Kurden, die von den 

USA unmittelbar nach dem Sturz Saddam 

Husseins gegenüber den Schiiten tendenziell 

vernachlässigt wurden, spielten eine 

Schlüsselrolle bei der Verabschiedung des 

Wahlgesetzes und konnten von US-

Präsident Barack Obama zum Einlenken ge-

bracht werden. Gleichsam in letzter Minute 

rief Obama am Vorabend der Frist zur Ver-

abschiedung des Wahlgesetzes den kurdi-

schen Präsidenten Masud Barzani an und 

versprach ihm Unterstützung bei der Lösung 

zentraler Zukunftsprobleme, insbesondere 

bei der Durchführung einer Volkszählung in 

den kurdischen Provinzen und der Klärung 

des Status der umkämpften Stadt Kirkuk, 

                                                 
8 BBC News, “Iraq abandons nationwide 
census”, 17.08.2009, 
http://news.bbc.co.uk/2/hi/8204550.stm, 
(Zugriff: 07.12.2009). 
9 Joel Wing, “Iraq’s 2010 election law faces 
new challenge from Kurdistan,” 20.11.2009, 
http://www.epic-
usa.org/2009/11/20/iraq%E2%80%99s-
2010-election-law-faces-new-challenge-
from-kurdistan, (Zugriff: 27.02.2010). 
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die die Blockade ausgelöst hatte.10 Darauf-

hin konnte das Wahlgesetz verabschiedet 

werden, wobei die Sitze im Parlament von 

275 auf 325 erhöht wurden, um den An-

sprüchen der Sunniten und Kurden entge-

genzukommen.11 

 

Ein weiterer Faktor, der die Phase des 

Wahlkampfes beeinträchtigte, war die Kon-

troverse über die „De-Baathifzierung“ des 

Irak. Nach dem Einmarsch der USA und 

dem Sturz Saddam Husseins im Mai 2003 

bestand die erste Verordnung des von den 

USA eingesetzten Verwalters  L. Paul Bre-

mer im Verbot der Baath-Partei.12 Stoßrich-

tung des Konzepts der De-Baathifizierung 

war das Bestreben, Parteimitglieder der vier 

höchsten (von insgesamt sechs) Ebenen 

von Posten in der irakischen Verwaltung 

auszuschließen. Sieben Jahre sind seit Bre-

mers berühmter „Order No. 1“ vergangen, 

und noch immer sorgen die Auswirkungen 

für Spannungen und Auseinandersetzungen. 

Im Januar 2008 wurde das „Justice and Ac-

countability“-Gesetz, das den Zugang ehe-

maliger Mitglieder der Baath-Partei zu Ver-

waltungspositionen  regelt, verabschiedet, 

um das striktere Vorgängergesetz, das Ge-

setz zur De-Baathifizierung, zu modifizieren. 

Das neue Gesetz verschloss nur den ersten 

drei Führungsriegen der Partei die Positio-

nen in der irakischen Verwaltung.  Somit 

waren ca. 30.000 ehemalige Mitglieder der 

Partei berechtigt, in den Staatsdienst eintre-

ten.13 Gleichwohl sorgte die von Schiiten 

geleitete „Justice und Accountability“-

Kommission (JAC), die mit der Umsetzung 

                                                 
10 Jane Arraf, “Call from Obama seals Iraq 
election law”, The Christian Science Monitor 
07.12.2009, 
http://www.csmonitor.com/2009/1207/p06
s07-wome.html, (Zugriff: 08.12.2009). 
11 Marina Ottaway and Danial Kaysi, “Sunnis 
in Iraq, 6 Years after Saddam”, Carnegie 
Endowment for International Peace, 
10.12.2009, 
http://www.carnegieendowment.org/publica
tions/?fa=view&id=24292 (Zugriff: 
26.02.2010). 
12 Anthony Shadid, “The Long, Long Shad-
ows of Early Missteps in Iraq”, The New 
York Times, 19.02.2010, 
http://www.nytimes.com/2010/02/21/weeki
nreview/21shadid.html?scp=1&sq=de-
baathification&st=cse (Zugriff: 25.02.2010). 
13 Solomon Moore, “Uncertainty surrounds 
new Iraqi de-Baathification law”, The New 
York Times, 14.01.2008, 
http://www.nytimes.com/2008/01/14/world
/africa/14iht-
baghdad.1.9189660.html?_r=1 (Zugriff: 
25.02.2010). 

des „Justice and Accountability“-Gesetzes 

betraut wurde, vor den Wahlen am 7. März 

2010 für eine politische Krise, indem sie 

fünfhundert Kandidaten von der Teilnahme 

an den Wahlen ausschloss, da diese Sad-

dam Husseins Baath-Partei angehört hat-

ten.14 Auch im Zentrum der Öffentlichkeit 

stehende Politiker, so der gegenwärtige Re-

gierungssprecher Ali al-Dabbagh und Ver-

teidigungsminister Abdul Kader Jassem al-

Obaidi, wurden vom Verbot der JAC nicht 

verschont. Ebenso wurde der Abgeordnete 

Dhafer al-Ani – ein starker Kritiker des ira-

nischen Einflusses auf den Irak – von der 

Teilnahme an den Wahlen 2010 ausge-

schlossen. Zusätzlich befanden sich der 

sunnitische Parlamentarier Saleh al-Mutlaq 

und seine Partei, die Front für Nationalen 

Dialog, auf der Liste, die eine Teilnahme an 

den Wahlen 2010 ausschloss. Begründet 

wurde dies mit dessen Zugehörigkeit zur 

Baath-Partei – al-Mutaq beteuerte freilich, 

diese bereits in den 1970er Jahren verlas-

sen zu haben.15 Bemerkenswert erscheint 

hierbei, dass Saleh al-Mutlaq zusammen mit 

seinem schiitischen Partner, dem ehemali-

gen irakischen Ministerpräsidenten Ayad 

Allawi, einer der prominentesten sunniti-

schen Mitglieder der Irakischen Nationalbe-

wegung (INM) ist.16 Diese stellt eine durch-

aus ernstzunehmende Herausforderung für 

Ministerpräsident al-Malikis Bündnis – der 

Allianz für den Rechtsstaat – bei den bevor-

stehenden Wahlen dar. Mit der Disqualifizie-

rung al-Mutlaqs muss Allawi die Herausfor-

derung nun alleine schultern.17 

                                                 
14Economist Intelligence Unit (EIU), “Iraq 
Politics: Bath Stigma”, Economist Intelli-
gence Unit, 18.01.2010, www.eiu.com 
(Zugriff: 25.02.2010); siehe auch Anthony 
Shadid, “The Long, Long Shadows of Early 
Missteps in Iraq”, The New York Times, 
19.02.2010, 
http://www.nytimes.com/2010/02/21/weeki
nreview/21shadid.html?scp=1&sq=de-
baathification&st=cse (Zugriff: 25.02.2010). 
15 EIU, “Iraq Politics: Bath Stigma”, Econo-
mist Intelligence Unit, 18.01.2010, 
www.eiu.com (Zugriff: 25.02.2010). 
16 Marina Ottaway and Danial Kaysi, “De-
Baathification As A Political Tool: Commis-
sion Ruling Bans Political Parties and Lead-
ers”, Carnegie Endowment for International 
Peace, 26.01.2010, 
http://www.carnegieendowment.org/publica
tions/index.cfm?fa=view&id=24778 
(Zugriff: 27.02.2010). 
17 March Santora, and Riyadh Mohammed, 
“Iraq’s Other Security Threat: Politics”, The 
New York Times, 09.12.2009, 
http://www.nytimes.com/2009/12/10/world
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Aufgrund der Auseinandersetzungen um die 

Entscheidung der JAC, Kandidaten von den 

anstehenden Parlamentswahlen auszu-

schließen, sah sich die sunnitische Seite 

veranlasst, die USA einzuschalten. Der Vor-

sitzende der JAC, der Schiit Ali Al-Lami, und 

der schiitische Ministerpräsident al-Maliki 

warnten die USA vor zu großer Einmi-

schung, wohingegen die Sunniten – insbe-

sondere solche, die von der Wahl ausge-

schlossen wurden – darauf insistierten, dass 

die USA vermittelten.18 Die Glaubwürdigkeit 

der JAC wurde von Kritikern wegen parteili-

cher, massiver Verbannung von Baath-

Mitgliedern heftig in Frage gestellt. Al-

Lami’s politische Gegner haben die Ent-

scheidung der Kommission als eine Hexen-

jagd bezeichnet, initiiert von Mitgliedern der 

schiitisch geführten JAC, die gleichzeitig als 

Kandidaten der INA zu  den Wahlen antre-

ten. 

 

Als die zwei prominenten sunnitischen Kan-

didaten al-Mutlaq und Dhafer al-Ani von der 

Teilnahme an den Wahlen ausgeschlossen 

wurden, kontaktierte US-Vizepräsident Jo-

seph Biden Premierminister al-Maliki und 

Präsident Jalal Talabani sowie den iraki-

schen Parlamentssprecher Ayad al-Samarai, 

um seiner Besorgnis über den Ausschluss 

der bekannten Politiker von den irakischen 

Wahlen Ausdruck zu verleihen und deutlich 

zu machen, dass die USA eine Korrektur der 

irakischen Regierungspolitik erwarteten. In-

direkt gaben die USA zu verstehen, dass 

sich der Zeitpunkt des militärischen Abzu-

ges über den anvisierten Termin im August 

2011 hinaus verzögern könnte, wenn der 

Irak durch die Entscheidung der JAC nach 

den Wahlen in ein politisches Chaos stürzen 

sollte.19 

 

Die heftigen Auseinandersetzungen um die 

Entscheidung der JAC, fehlende klare Nach-

weise für Baath-Mitgliedschaften ausge-

schlossener Kandidaten, internationaler 

Druck und die Befürchtung um negative 

Auswirkungen auf die Legitimität der Wah-

                                                             
/middleeast/10iraq.html?pagewanted=1 
(Zugriff: 25.02.2010). 
18 Anthony Shadid “The Long, Long Shad-
ows of Early Missteps in Iraq”, The New 
York Times, 19.02.2010, 
http://www.nytimes.com/2010/02/21/weeki
nreview/21shadid.html?scp=1&sq=de-
baathification&st=cse (Zugriff: 25.02.2010). 
19 EIU, “Iraq Politics: Bath Stigma”, Econo-
mist Intelligence Unit, 18.01.2010, S. 1, 
www.eiu.com (Zugriff: 25.02.2010). 

len im März 2010 führten zu einer Korrektur 

der Entscheidung der JAC: Am 3. Februar 

hob ein Berufungsgericht deren Entschei-

dung auf und erlaubte 511 disqualifizierten 

Kandidaten, nun doch an den Wahlen im 

März 2010 teilzunehmen.20 Allerdings hat 

Premierminister al-Maliki seine Unzufrie-

denheit mit der Entscheidung des Beru-

fungsgerichtes ausgedrückt und diese als 

verfassungswidrig und illegal bezeichnet.21 

Ammar al-Hakims ISCI schloss sich al-Maliki 

an und sprach sich für eine Wiedereinset-

zung des Verbots aus. Dies erklärt sich da-

mit, dass sowohl die Parteien al-Malikis als 

auch al-Hakims von der Umsetzung der Ent-

scheidung der JAC profitiert hätten.22 Frei-

lich bedeutet die Aufhebung der Entschei-

dung der JAC nicht für alle Kandidaten Ent-

warnung, da nicht alle Fragen endgültig ge-

löst werden konnten und eine endgültige 

Klärung teilweise auf die Zeit nach den 

Wahlen verschoben wurde.23 Nach der Auf-

hebung des Verbots revidierte al-Mutlaq 

seine Entscheidung, seine gesamte Liste 

von der Wahl abzuziehen: Am 25. Februar 

erklärte er, dass seine Partei trotz seines 

persönlichen Ausschlusses zu den Wahlen 

antreten werde.24 

  

Die Periode vor den Wahlen im März 2010 

war durch Spannungen entlang religiös auf-

                                                 
20 Asharq Alawsat Daily, “Iraq says Decision 
to Unban Candidates ‘Illegal’”, Asharq 
Alawsat Daily, 04.02.2010, 
http://www.aawsat.com/english/news.asp?s
ection=1&id=19753 (Zugriff: 25.02.2010); 
siehe auch EIU, “Country Report—Iraq”, 
Economist Intelligence Unit, Feb 2010, 
www.eiu.com (Zugriff: 25.02.2010).  
21 Gregg Carlstrom, “Maliki, Hakim pledge to 
overturn Ba'ath decision”, The Majlis, 
04.02.2010, 
http://www.themajlis.org/2010/02/04/malik
i-hakim-pledge-to-overturn-baath-
decision#more (Zugriff: 25.02. 2010). 
22 EIU, “Iraq politics: Shifting alliances”, 
Economist Intelligence Unit, 24.02.2010, 
www.eiu.com (Zugriff: 25.02.2010), S. 1; 
siehe auch Gregg Carlstrom, “Maliki, Hakim 
pledge to overturn Ba'ath decision”, The 
Majlis, 04.02.2010, 
http://www.themajlis.org/2010/02/04/malik
i-hakim-pledge-to-overturn-baath-
decision#more (Zurgriff: 25.02.2010). 
23 EIU, “Country Report—Iraq”, Economist 
Intelligence Unit, Februar 2010, S. 10, 
www.eiu.com (Zugriff: 25.02.2010). 
24 Asharq Alawsat Daily, “Sunni leader de-
cides to take part in Iraq election”, Asharq 
Alawsat Daily, 25.02.2010, 
http://www.asharq-
e.com/news.asp?section=1&id=19997 
(Zugriff: 25.02.2010). 
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geladener Konflikte gekennzeichnet, die im 

Irak abermals an Bedeutung gewonnen ha-

ben. Die jüngsten Entwicklungen zwischen 

Sunniten und Schiiten, aber auch innerhalb 

schiitischer Gruppen sind kaum dazu geeig-

net, zu Fortschritten beim nation building 

und einem konstruktiven Staatsaufbau bei-

zutragen. Die Politisierung der De-

Baathifizierung während des Wahlkampfes 

könnte sich sehr wohl als langfristig kost-

spielig erweisen, da sie die Zersplitterung 

zwischen den politischen Lagern vertieft 

hat. Außerdem könnten einige sunnitische 

Führer die Legitimität der Wahlen in Frage 

stellen. In ihrem aktuellen Bericht fasst die 

International Crisis Group treffend zusam-

men: “The focus on electoral politics is 

good, no doubt, but the run-up has high-

lighted deep-seated problems that threaten 

the fragile recovery.”25 

 

 

                                                 
25 International Crisis Group 2010, “Iraq’s 
Uncertain Future: Elections and Beyond”, 
Middle East Report, Nr. 94, 25.02.2010, 
www.crisisweb.org (Zugriff: 25.02.2010). 


